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65/02 – Kreis Coesfeld

Beschluss der Jahresrechnung 2001 und Entlastung des
Landrates

Der Kreistag des Kreises Coesfeld hat am 18.12.2002
beschlossen:

1.) Der Kreistag nimmt den Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsausschusses vom 09.12.2002 zur Kenntnis.

2.) Der Kreistag stellt das Ergebnis der Haushaltsrechnung
2001 wie folgt fest:

Soll-Einnahme 310.282.490,90 DM
Soll-Ausgabe 310.282.490,90 DM
Überschuss/Fehlbetrag                   0,00 DM

3.) Die vom Landrat festgestellte und in der Sitzung des
Kreistages am 20.03.2002 vorgelegte Jahresrechnung
wird beschlossen.

4.) Der Kreistag erteilt gemäß ?§ 53 Abs. 1 KrO in Verbin-
dung mit ?§ 94 Abs. 1 GO für die Jahresrechnung 2001
dem Landrat Entlastung.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß §? 53 KrO
NW i.V.m. §? 94 Abs. 2 GO NW bekannt gemacht.

Die Jahresrechnung 2001 mit Anlagen einschließlich Re-
chenschaftsbericht liegt in der Zeit von

a) Freitag, 27.12.2002,
b) Montag, 30.12.2002,
c) Donnerstag, 02.01.2003, und Freitag, 03.01.2003,
d) Montag, 06.01.2003, bis Mittwoch, 08.01.2003.

im Gebäude I der Kreisverwaltung Coesfeld - Abteilung
Finanzen - Friedrich-Ebert-Straße 7, 48653 Coesfeld, Zim-
mer 42, während der üblichen Dienststunden öffentlich aus.

Desweiteren liegt auch der Schlussbericht  des Rechnungs-
prüfungsausschusses über  die Prüfung der Jahresrechnung
gem. § 101 Abs. 3 GO zur Einsichtnahme durch Einwohner
und Abgabepflichtige aus.

Coesfeld, 20. Dezember 2002

Kreis Coesfeld
Der Landrat
In Vertretung
gez. Gilbeau

66/02 – Kreis Coesfeld

Allgemeine Gebührensatzung des Kreises Coesfeld vom
17. März 1994 in der Fassung der VI. Änderungssatzung
vom 18.12.2002

Aufgrund des §? 5 der Kreisordnung für das Land NRW (KrO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom
30.04.2002 (GV. NRW. S. 160), und der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW (KAG) vom
21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25.09.2001 (GV. NRW. S. 708), und des § 19 a des

Straßen und Wegegesetzes für das Land NRW (StrWG
NRW) in der  Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.95
(GV. NRW. S. 1028), zuletzt geändert durch Gesetz vom
25.09.2001 (GV. NRW S. 708), hat der Kreistag des Kreises
Coesfeld am 18.12.2002 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Änderung des Gebührentarifs

zur Allgemeinen Gebührensatzung

Der Gebührentarif zur Allgemeinen Gebührensatzung des
Kreises Coesfeld vom 17. März 1994 in der Fassung der V.
Änderungssatzung vom 20.03.2002 erhält die als Anlage
beigefügte neue Fassung.

§ 2
Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002

gez. Pixa
Landrat
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67/02 – Kreis Coesfeld

Satzung über die Durchführung der Grundsicherung im
Kreis Coesfeld vom 18.12.2002

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der  Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NW. S. 646 / SGV. NW. 2021), zuletzt geändert
durch das Gesetz zur weiteren Stärkung der Bürger-
beteiligung in den Kommunen vom 28. März 2000 (GV: NW:
S. 245) und des § 4 Abs. 3 des Gesetzes über eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310, 1335), geändert
durch das Gesetz zur Verlängerung von Übergangs-
regelungen im Bundessozialhilfegesetz vom 27. April 2002
(BGBl. I S. 1462) in Verbindung mit § 2 des Gesetzes zur
Ausführung der Grundsicherungsgesetzes vom 13. Dezem-
ber 2002 (GV. NW S.633 / SGV. NW 2170) hat der Kreistag des
Kreises Coesfeld in seiner Sitzung am 18. Dezember 2002
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Übertragung der Aufgaben

Der Kreis Coesfeld, im folgenden Träger der Grundsicherung
genannt, überträgt den Städten und Gemeinden zur
Entschidung im eigenen Namen die Durchführung der ihm
nach dem Grundsicherungsgesetz (GSiG) als Träger der
Grundsicherung obliegenden Aufgaben, soweit in den nach-
folgenden Bestimmungen keine andere Regelung getroffen
ist.

§ 2
Ausnahmen von der Übertragung

Von der Übertragung sind ausgenommen:
1. Die Gewährung von Leistungen der Grundsicherung an

Personen, die Hilfe zur Pflege in Einrichtungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz (BSHG).

2. Die Gewährung von Grundsicherungsleistungen an
Personen in Einrichtungen, die Pflegewohngeld durch
den Kreis Coesfeld erhalten.

3. Die Gewährung von Grundsicherungsleistungen an
Personen, die Leistungen nach dem Bundes-
versorgungsgesetz/Kriegsopferfürsorge durch den Kreis
Coesfeld oder den Landschaftsverband Westfalen-Lip-
pe erhalten.

§ 3
Verfahren

Widerspruchsverfahren. sofern dem Widerspruch durch die
Stadt/Gemeinde nicht abgeholfen wird, Klageverfahren vor
dem Verwaltungsgericht und Verfahren wegen Kosten-
erstattung gegen Träger anderer Sozialleistungen werden
vom Kreis Coesfeld durchgeführt.
Eilverfahren nach § 123 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
führen die Städte und Gemeinden durch.

§ 4
Mitwirkung der Städte und Gemeinden

Die Städte und Gemeinden wirken mit bei der Aufnahme der
Anträge auf Leistungen nach dem GSiG, für deren Entschei-
dung der Kreis Coesfeld zuständig ist (§ 2).

§ 5
Tätigwerden im Einzelfall

Der Kreis Coesfeld als Träger der Grundsicherung behält
sich in begründeten Fällen abweichend von §§ 1 und 2 vor,
selbst tätig zu werden.

§ 6
Richtlinien/Weisungen

(1) Zur Sicherung einer einheitlichen Durchführung der Auf-
gaben der Grundsicherung und eines einheitlichen Ver-
fahrens der Ermittlung und Bemessung der Leistungen
der Grundsicherung werden vom Kreis Coesfeld Richt-
linien erlassen und Weisungen gegeben.

(2) Zur Steuerung und Planung der Kosten der Grund-
sicherung ist der Träger der Grundsicherung berechtigt,
sich das erforderlichem örtliche Datenmaterial durch
eine automatisierte Datenabfrage und/oder durch örtli-
che Erhebungen bei den Städten/Gemeinden zu be-
schaffen.

§ 7
Kosten

(1) Die Kosten für Leistungen nach § 3 GSiG und die gemäß
§ 5 Absatz 2 GSiG den Rentenversicherungsträgern zu
erstattenden Kosten zur Feststellung der Voraussetzun-
gen nach § 1 Nr. 2 GSiG trägt der Kreis Coesfeld.

(2) Die mit der Erledigung der übertragenen Aufgaben ver-
bundenen Personal- und Sachkosten tragen die Städte
und Gemeinden.

(3) Die haushalts- und kassenmäßige Abwicklung der Ein-
nahmen und Ausgaben nach Absatz 1 erfolgt auf der
Grundlage von Verfahrensregelungen, die vom Kreis
Coesfeld erstellt werden.

§ 8
Verweigerung der Erstattung

(1) Der Kreis Coesfeld als Träger der Grundsicherung ist
nicht verpflichtet, für Leistungen, die über den Rahmen
der übertragenen Aufgaben hinausgehen oder die mit
den gesetzlichen Bestimmungen, Richtlinien oder Wei-
sungen nicht vereinbar sind, Erstattungen zu leisten.

(2) Die Verweigerung der Erstattung ist nur zulässig, wenn
schuldhaftes Verhalten nachgewiesen wird.

§ 9
Prüfung

(1) Der Kreis Coesfeld als zuständiger Träger der Grund-
sicherung ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige
Unterlagen zur Prüfung anzufordern oder eine ordnungs-
gemäße Durchführung der Aufgaben der Grundsicherung
durch eigene Erhebungen vor Ort zu prüfen.

(2) Zur Durchführung einer Fachprüfung sind die Städte/
Gemeinden verpflichtet, der sachlich zuständigen Fach-
abteilung und dem Rechnungsprüfungsamt des Krei-
ses Coesfeld auf Verlangen die notwendigen Auskünfte
zu erteilen und Akteneinsicht zu gewähren.

§ 10
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01. Januar 2003 in Kraft.

Nr.16/2002            Amtsblatt des Kreises Coesfeld Seite 91



Seite 92 Amtsblatt des Kreises Coesfeld          Nr. 16/2002

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002

gez. Pixa
Landrat

68/02 – Kreis Coesfeld

Satzung über die Durchführung der Sozialhilfe im Kreis
Coesfeld vom 13.12.2000 in der Fassung der I. Änderungs-
satzung vom 18.12.2002

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW, 646 / SGV . NW 2021) zuletzt geändert durch
das Gesetz zur weiteren Stärkung  der Bürgerbeteiligung in
den Kommunen vom 28. März 2000 (GV. NRW, 245) und des
§ 96 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes  (BSHG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I
S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes zur
Gleichstellung behinderter Menschen(BGG) vom 27. April
2002 (BGBl. I S. 1467/1475) in Verbindung mit § 3 des
Gesetzes zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen  (AG-BSHG NRW) vom 15.
Juni 1999 (GV. NRW, S. 386/393), zuletzt geändert durch
Artikel 19 des Zweiten Gesetzes zur Modernisierung von
Regierung und Verwaltung in Nordrhein-Westfalen vom 09.
Mai 2000 (GV. NRW. S. 462, 470) hat der Kreistag des
Kreises Coesfeld in seiner Sitzung am 18. Dezember 2002
folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung über die Durchführung der Sozialhilfe im Kreis
Coesfeld vom 13.12.2000 wird wie folgt geändert:

1. Der § 6 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

(2) Zum Ausgleich bestehender erheblicher struktureller
Unterschiede im Kreisgebiet werden ergänzend zu Abs.

1 entsprechend § 6 Abs. 1 Satz 2 AG-BSHG NRW folgen-
de Regelungen getroffen:

1. Als Indikatoren für die Beurteilung einer besonderen
Härte wird die Sozialhilfedichte (Anteil der Zahl der Hilfe-
empfänger - Stand 01.10. lfd. Jahr - an der Zahl der
Einwohner - Stand 31.12. Vorjahr)  herangezogen.

2. Die Sozialhilfedichte wird für jede kreisangehörige Stadt
und Gemeinde im einzelnen und für den Kreis Coesfeld
insgesamt ermittelt.

3. Die jeweilige örtliche Zahl wird der Durchschnittszahl im
Kreis Coesfeld gegenübergestellt.
Übersteigt die örtliche Zahl die Durchschnittszahl im
Kreis Coesfeld um mindestens 25 %, wird eine erhebli-
che Härte angenommen.

4. Liegt danach eine erhebliche Härte vor, erfolgt ein finan-
zieller Ausgleich.

5. Der Ausgleichsbetrag errechnet sich auf der Grundlage
der Mehraufwendungen, die durch die 50 %-ige Beteili-
gung an den Sozialhilfeaufwendungen entstehen.
Für die Ermittlung der Mehraufwendungen gilt folgende
Berechnungsformel:
Anteil an den Aufwendungen
der Sozialhilfe für die
delegierten Aufgaben (50 %)

                     €

abzüglich ./.
Minderausgaben bei der Kreisumlage
durch  Kostenbeteiligung der Gemeinden
an den delegierten
Sozialhilfeaufgaben (fiktiver Betrag)

                     €

= Mehraufwendungen
                     €

6. Der Härteausgleich beträgt im Jahr 2002 und 2003  50 %,
im Jahr 2004   45 % der Mehraufwendungen.

7. Die Aufteilung des Ausgleichsbetrages erfolgt auf der
Grundlage des prozentualen Anteils jeder einzelnen Stadt/
Gemeinde an der Kreisumlage insgesamt.
Bei der Aufteilung finden alle Städte/Gemeinden Berück-
sichtigung.

8. Im Jahr 2002 sind die Mehraufwendungen für die dele-
gierten Aufgaben einschließlich des Anteils aus dem
Härteausgleich auf den Höchstbetrag von 153.388 €
begrenzt.
Die diesen Höchstbetrag übersteigenden Beträge wer-
den im Rahmen einer ergänzenden Ausgleichsregelung
nach dem prozentualen Anteil jeder Stadt/ Gemeinde an
der Kreisumlage insgesamt aufgeteilt.
Bei der Aufteilung finden alle Städte/Gemeinden Berück-
sichtigung.
Ein weiterer Ausgleich wird nicht mehr vorgenommen.

2. Der § 7 Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen.

3. Der § 7 Absatz 3 wird Absatz 2.

Artikel 2

Die vorstehende Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002

gez. Pixa
Landrat

69/02 – Kreis Coesfeld

Satzung des Kreises Coesfeld über die Erhebung von
Gebühren für Amtshandlungen nach dem Fleischhygiene-
gesetz und dem Geflügelfleischhygienegesetz vom
18.12.2002

Aufgrund

- Richtlinie 85/73 EWG des Rates vom 29. Januar 1985
(Abl. Nr. L 32 vom 05. Februar 1985) in der zur Zeit
geltenden Fassung sowie Entscheidung des Rates 88/
408 (Abl. Nr. 194 vom 22.07.1988)

- § 24 Fleischhygienegesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08.07.1993 (BGBl. I S. 1189) in der zur Zeit
geltenden Fassung

- § 26 Geflügelfleischhygienegesetz vom 17.07.1996 (BGBl.
I S. 991) in der zur Zeit geltenden Fassung

- § 1 Gesetz über die Kosten der Fleisch- und Geflügel-
fleischhygiene vom 16.12.1998 (GV. NRW. S. 775) in der
zur Zeit geltenden Fassung

- § 1 Verordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet
der Fleisch- und Geflügelfleischhygiene vom 19.01.1999
(GV. NRW. S. 41) in der zur Zeit geltenden Fassung

- § 1 Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über die
Kosten der Fleisch- und Geflügelfleischhygiene vom
06.05.1999 (GV. NRW. S. 156) in der zur Zeit geltenden
Fassung

- §§ 1, 2, 4, 5 und 6 Kommunalabgabengesetz vom
21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zur Zeit geltenden
Fassung

- §§ 5 und 26 Abs. 1 Buchstabe f Kreisordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646) in der zur
Zeit geltenden Fassung

hat der Kreistag des Kreises Coesfeld am 18.12.2002
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührentatbestand und Gebührenschuldner

(1) Für Amtshandlungen nach dem Fleisch- und nach
dem Geflügelfleischhygienegesetz und den zur Durch-
führung dieser Gesetze erlassenen Rechts-
verordnungen werden Gebühren und Auslagen nach
dieser Satzung erhoben. Die kostenpflichtigen Tatbe-
stände sind in § 1 der Verordnung zur Ausführung des
Gesetzes über die Kosten der Fleisch- und Geflügel-
fleischhygiene NRW näher bestimmt. Sofern dabei
von den EG-rechtlich festgelegten Pauschalbeträgen
abweichende Gebühren erhoben werden, sind die für
diese Abweichungen in der Richtlinie 85/73/EWG
(Finanzierungsrichtlinie) in der jeweils geltenden Fas-
sung vorgegebenen Kriterien beachtet worden.

(2) Gebührenpflichtig sind die natürlichen und juristi-
schen Personen, die die nach dieser Satzung gebüh-
renpflichtigen Amtshandlungen veranlassen bzw. de-
ren Tätigkeiten der Überwachung nach dem Fleisch-
und nach dem Geflügelfleischhygienegesetz unterlie-
gen.

§ 2
Gebühr für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung

einschließlich Hygieneüberwachung

Für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung einschließ-
lich Hygieneüberwachung sieht die EG-Richtlinie für die
jeweilige Tierart grundsätzlich die Pauschalgebühr gemäß
Anhang A Kapitel I Nr. 1 Buchstaben a) bis f) der Richtlinie 85/
73/EWG vor, und zwar je Tier:

Tierart/Schlachtgewicht Euro

für ausgewachsene Rinder 4,50

für Jungrinder 2,50

für Schweine u. Wildschweine
von 25 kg und mehr 1,30

für Schweine u. Wildschweine
von weniger als 25 kg 0,50

für Einhufer 4,40

für Schafe, Ziegen und Wildwiederkäuer
 v. weniger als 12 kg 0,175

für Schafe, Ziegen und Wildwiederkäuer
von 12 - 18 kg 0,35

für Schafe, Ziegen und Wildwiederkäuer
v. mehr als 18 kg 0,50

für Kaninchen, Kleinwild von weniger als 2 kg 0,01

für Kaninchen, Kleinwild von 2 - 5 kg 0,02

für Kaninchen, Kleinwild von mehr als 5 kg 0,04
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Diese Pauschalgebühren entsprechen nicht den tatsächli-
chen Untersuchungskosten. Deshalb werden abweichend
von diesen Gebühren betriebsbezogene Gebühren erho-
ben, die die tatsächlichen Kosten decken. Die Gebühren
werden gemäß der Betriebsstruktur und den jeweiligen
Lohnkosten unterschiedlich festgesetzt.

I Nicht öffentliche Schlachtbetriebe

- Kleinbetriebe
Kleinbetriebe im Sinne dieser Satzung sind Betriebe, in
denen im Durchschnitt des vergangenen Kalenderjahres
weniger als 1.500 Tiere im Kalendermonat geschlachtet
worden sind.
Die Gebühr beträgt je Schlachtstelle und Tier bei Schlachtun-
gen von täglich:

Schlachtungen bis 35 36 - 64 65 - 119 120 - 199 200
Tierart/Schlachtgewicht und mehr

Euro Euro Euro Euro Euro

für ausgewachsene Rinder 16,05 12,84 10,43 8,03 8,03

für Jungrinder 16,05 12,84 10,43 8,03 8,03

für Schweine und Wildschweine unter 25 kg,
25 kg oder mehr 8,21 6,68 5,34 4,11 4,11

für Einhufer 23,54 18,83 15,30 11,77 11,77

für Schafe, Ziegen, Wildwiederkäuer unter 12 kg,
12 - 18 kg u. über 18 kg 5,49 4,39 3,57 2,75 2,75

für Kaninchen, Kleinwild unter 2 kg,
2 - 5 kg und über 5 kg 0,48 0,48 0,26 0,19 0,12

II Öffentliche Schlachtbetriebe

Öffentliche Schlachtbetriebe sind Betriebe nach § 8 der
Gemeindeordnung.
Die Gebühr beträgt je Schlachtstelle und Tier bei Schlachtun-
gen von täglich:

Schlachtungen bis 799 800
Tierart/Schlachtgewicht und mehr

Euro Euro

für ausgewachsene Rinder 10,65 4,29

für Jungrinder 10,65 4,29

für Schweine und Wildschweine
unter 25 kg, 25 kg oder mehr 5,00 1,115

für Einhufer 15,66  5,78

für Schafe, Ziegen, Wildwieder-
käuer unter 12 kg, 12 - 18 kg
und über 18 kg 2,95 0,94

für Kaninchen, Kleinwild
unter 2 kg, 2 - 5 kg und über 5 kg 0,15 0,15

 § 3
Gebühr für die Rückstandsuntersuchung

(1) Für die stichprobenartigen zur Erfüllung des nationalen
Rückstandskontrollplanes durchzuführenden Untersu-
chungen sieht die EG-Richtlinie die Pauschalgebühr
gemäß Anhang B Ziffer 1 Buchstabe a) der Richtlinie 96/
43/EWG in Höhe von 1,35 Euro je Tonne Schlachtfleisch
vor. Entsprechend der in der Protokollerklärung des
Agrarrates und der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaft vom 24.01.1989 zur Entscheidung 88/408
EWG genannten Durchschnittsgewichte beträgt diese
Pauschalgebühr je Tier:

Tierart/Schlachtgewicht Euro

für ausgewachsene Rinder 0,40

für Jungrinder 0,17

für Schweine, Wildschweine 0,11

für Schafe und Ziegen bis 12 kg 0,02

für Schafe und Ziegen über 12 kg 0,03

für Einhufer 0,34
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(2) Diese Pauschalgebühren entsprechen nicht den tat-
sächlichen Untersuchungskosten. Deshalb werden ab-
weichend von diesen Gebühren folgende Gebühren je
Tier erhoben:

Tierart/Schlachtgewicht Euro

für ausgewachsene Rinder 0,75

für Jungrinder 0,66

für Schweine und
Wildschweine unter 25 kg
und 25 kg oder mehr 0,14

für Schafe und Ziegen unter 12 kg,
12 - 18 kg u. über 18 kg 0,32

für Einhufer 1,51

§ 4
Gebühr für die Untersuchung auf Trichinen

Die Gebühr beträgt je Tier bei Tieren, die nur der Untersu-
chung auf Trichinen unterliegen (z. B. Wildschweine) 8,40 €.

§ 5
Zusatzgebühr für Hausschlachtungen

Für Hausschlachtungen im Sinne des § 3 des Fleisch-
hygienegesetzes wird zu den Gebühren nach § 2 Staffel bis
35 Tiere in Kleinbetrieben (ausgenommen Kaninchen und
Kleinwild) und § 3 Abs. 2 ein Zuschlag je Tier von 9,30 Euro
erhoben, wenn nicht mehr als drei Tiere in zeitlichem Zusam-
menhang geschlachtet werden.

§ 6
Gebühr für die Durchführung von BSE-Tests an

Schlachtrindern

(1) Für die bei den bis 30 Monate alten Schlachtrindern
durchzuführenden BSE-Tests wird eine Gebühr von 44,30
Euro je Tier erhoben.

(2) Für die bei den über 30 Monate alten Schlachtrindern
durchzuführenden BSE-Tests wird eine Gebühr in Höhe
von 33,80 € je Tier erhoben.

§ 7
Gebühr für Amtshandlungen in Zerlegungsbetrieben

(1) Für Amtshandlungen nach Art. 3 Abs. 1 Abschnitt B der
Richtlinie 64/433/EWG und Art. 3 Abs. 1 Abschnitt B der
Richtlinie 71/118/EWG wird eine Gebühr erhoben. Diese
beträgt 3,00 Euro je Tonne für Fleisch, das in einem
Zerlegungsbetrieb angeliefert wird.

(2) Findet die Zerlegung in einem Betrieb statt, in dem das
Fleisch gewonnen wird, so wird die Gebühr auf 1,35 Euro
je Tonne verringert.

(3) Ist nach der Richtlinie 85/73/EWG eine Gebührener-
hebung auf Stundenbasis zulässig, wird anstelle der
Gebühr nach Abs. 1 oder 2 in Betrieben, in denen das
Fleisch gewonnen oder nicht gewonnen wird, eine Ge-
bühr von:
a) für den amtlichen Tierarzt = 16,18 Euro je angefangene

Viertelstunde
b) für den Fleischkontrolleur = 9,83 Euro je angefangene

Viertelstunde
erhoben.

§ 8
Gebühr für Amtshandlungen in Kühl- und Gefrierhäusern

Für Kontrollen und Untersuchungen im Zusammenhang mit
eingelagertem Fleisch wird eine Gebühr erhoben, die den
tatsächlichen Kosten entspricht. Diese beträgt:
a) für den amtlichen Tierarzt =

16,18 Euro je angefangene Viertelstunde
b) für den Fleischkontrolleur =

  9,83 Euro je angefangene Viertelstunde.

§ 9
Gebühr für Amtshandlungen in sonstigen Betrieben

Für Kontrollen und Untersuchungen in
- Verarbeitungsbetrieben für Fleisch- und Geflügel-

fleischerzeugnisse
- Herstellungsbetrieben für Hackfleisch oder Fleisch-

und Geflügelfleischzubereitungen
- Umpackbetrieben für frisches Fleisch oder Fleischer-

zeugnisse und für frisches  Geflügelfleisch oder
Geflügelfleischerzeugnisse

- Wildbearbeitungsbetrieben
- Abgabestellen für Fleisch aus Isolierschlachtbetrieben
- sonstigen zugelassenen oder registrierten Betrieben

wird nachstehende Gebühr erhoben:
a) für den amtlichen Tierarzt =

16,18 Euro je angefangene Viertelstunde
b) für den Fleischkontrolleur =

 9,83 Euro je angefangene Viertelstunde.

§ 10
Gebühr für Schlachtgeflügeluntersuchungen

in Erzeugerbetrieben

(1) Für die Geflügelschlachttieruntersuchung im Erzeug-
erbetrieb und die Ausstellung der Gesundheits-
bescheinigung sieht die EG-Richtlinie 20 % der Pauschal-
gebühr gemäß Anhang A Kapitel I Nr. 1 Buchstabe e) der
Richtlinie 96/43 EWG vor, und zwar:

Geflügelgröße Euro je Tier

Masthähnchen und -hühnchen,
anderes junges Mastgeflügel
mit einem Gewicht von weniger
als 2 kg sowie Suppenhühner
und Federwild 0,002

anderes junges Mastgeflügel
und Federwild mit einem
Schlachtgewicht von 2 kg oder mehr 0,004

anderes ausgewachsenes
Geflügel oder Federwild
mit einem Gewicht von 5 kg oder mehr 0,008

(2) Diese Pauschalgebühren entsprechen nicht den tat-
sächlichen Untersuchungskosten. Deshalb wird abwei-
chend von diesen Gebühren eine Gebühr nach dem
Zeitaufwand erhoben. Diese beträgt je angefangene
Viertelstunde = 16,18 Euro.



§ 11
Gebühr für Untersuchungen zu besonderen Zeiten

Die Gebühren nach §§ 2, 4, 5, 7, 8, 9 und 10 verdoppeln sich,
wenn die Untersuchung auf Verlangen vor 7.00 Uhr (bei
Schlachthöfen in der Zeit von 21.00 Uhr bis 6.00 Uhr) oder
nach 18.00 Uhr oder an Sonnabenden nach 15.00 Uhr oder
an Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen durchgeführt
wird.

§ 12
Wartegebühr

Verzögert sich der Beginn der Schlachtung um mehr als eine
halbe Stunde oder verzögern sich sonstige Amtshandlun-
gen um mehr als eine halbe Stunde oder entstehen Unter-
brechungen der Amtshandlungen von mehr als einer halben
Stunde, wird nach Ablauf der o.a. Zeiten eine Wartegebühr
erhoben, wenn die Verzögerung/Unterbrechung vom Ge-
bührenpflichtigen zu vertreten ist. Die Wartegebühr wird nur
in nicht öffentlichen Betrieben erhoben und beträgt:

für den amtlichen Tierarzt =
32,36 Euro je angefangene halbe Stunde

für den Fleischkontrolleur =
19,66 Euro je angefangene halbe Stunde.

§ 13
Gebühr bei Nichtausführung eines Teiles der

 Untersuchung oder der gesamten Untersuchung

(1) Die Gebühren nach §§ 2 – 10 sind in voller Höhe auch
dann zu entrichten, wenn nur ein Teil der Untersuchung
oder Kontrolle stattgefunden hat.

(2) Unterbleibt die angemeldete Untersuchung oder die
Amtshandlung, weil diese nicht zu der angemeldeten
Zeit ausgeführt werden konnte, so ist als Ersatz für die
tatsächlich entstandenen Kosten eine Gebühr zu entrich-
ten. Diese beträgt bei Untersuchungen oder Amtshand-
lungen in öffentlichen Schlachtbetrieben für jeden einge-
setzten Tierarzt 32,36 Euro und für jeden eingesetzten
Fleischkontrolleur 19,68 Euro je angefangene halbe
Stunde und bei den sonstigen Untersuchungen oder
Amtshandlungen je angefangene halbe Stunde 32,36
Euro.

§ 14
Kosten/Auslagen für Rückstandsuntersuchungen

bei begründetem Verdacht

Werden bei begründetem Verdacht auf Rückstände (z.B.
Stoffe mit pharmakologischer Wirkung im Sinne des § 4 Abs.
1 Nr. 17 des Fleischhygienegesetzes bzw. des § 8 Nr. 16 des
Geflügelfleischhygienegesetzes) Untersuchungen erforder-
lich, so hat der Gebührenschuldner die entstehenden Kos-
ten/Auslagen zu tragen.

§ 15
Auslagen

Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer
Amtshandlung Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der
Gebühr abgegolten sind, so hat der Kostenschuldner diese
zu erstatten. Als Auslagen können u.a. erhoben werden:
- Postgebühren
- Telegrafen- und Fernsprechgebühren
- Zeugen- und Sachverständigengebühren
- Reisekosten, Fortbildungskosten
- Kosten für die Beförderung und Verwahrung von Sachen
- Schreibgebühren.

§ 16
Einziehung, Fälligkeit, Rechtsmittel

(1) Die Gebühren und Kosten/Auslagen sind durch die Unter-
sucher einzuziehen, soweit nicht Gebührenbescheide
erteilt werden. Die Gebührenschuld entsteht mit Beendi-
gung der Amtshandlungen oder der sonstigen Dienst-
geschäfte.

(2) Soweit Gebühren durch Bescheid angefordert werden,
sind diese innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt des
Bescheides fällig. Es können angemessene Abschlags-
zahlungen gefordert werden.

(3) Wird gegen die gebührenpflichtige Handlung oder die
Gebührenfestsetzung ein Rechtsmittel eingelegt, so wird
dadurch die Fälligkeit der Gebühr nicht aufgehoben.

§ 17
Beitreibung

Die Gebühren können nach den Vorschriften des Verwal-
tungs-vollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (VwVG NRW) vom 13.05.1980 (GV NRW S. 510) in der
jeweils geltenden Fassung im Verwaltungszwangsverfahren
beigetrieben werden.
Wird die Gebühr bis zum Ablauf des Fälligkeitstages nicht
entrichtet, so wird für jeden angefangenen Monat der Säum-
nis ein Säumniszuschlag von 1 % der rückständigen Gebühr
erhoben.
Bei der Berechnung des Säumniszuschlages wird der rück-
ständige Betrag auf volle 50,00 Euro nach unten abgerundet.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2003 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002

gez. Pixa
Landrat
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70/02 – Kreis Coesfeld

Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Coesfeld vom
18.12.2002

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NRW S. 646 / SGV. NRW 2021), der §§ 2, 3,
5, 5 a, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.06.1988 (GV. NRW S. 250 / SGV. NRW 74),
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG)
vom 27.09.1994 (BGBl. I S. 2705 ff.) sowie des § 17 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602) - jeweils
in den zur Zeit geltenden Fassungen - hat der Kreistag des
Kreises Coesfeld in seiner Sitzung am 18.12.2002 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1
Aufgaben

(1) Der Kreis betreibt die Entsorgung der Abfälle in seinem
Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung
als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche
und wirtschaftliche Einheit.

(2) Der Kreis berät gemeinsam mit den kreisangehörigen
Gemeinden  Dritte über die Möglichkeit der Vermeidung
und Verwertung von Abfällen; der Umfang der
Beratungsaufgaben der kreisangehörigen Gemeinden
wird zwischen Kreis und kreisangehörigen Gemeinden
einvernehmlich abgestimmt.

(3) Der Kreis kann sich zur Durchführung seiner Aufgaben
ganz oder teilweise Dritter bedienen. Er hat zur Erfüllung
seiner Aufgaben im Rahmen der gesetzlich vorgegebe-
nen Entsorgungspflicht die Wirtschaftsbetriebe Kreis
Coesfeld GmbH und die Deponiebewirtschaftungs-
gesellschaft Coesfeld GmbH mit der Wahrnehmung
eines Großteils der Aufgaben der Abfallwirtschaft beauf-
tragt.

§ 2
Umfang der Abfallentsorgung

Die Entsorgung von Abfällen durch den Kreis Coesfeld bzw.
durch die von ihm beauftragten Dritten umfasst nach Maßga-
be des Abfallwirtschaftskonzepts Maßnahmen zur Vermei-
dung von Abfällen, das Gewinnen von Stoffen oder Energie
aus Abfällen (Abfallverwertung) und das Behandeln, Lagern
und Ablagern von Abfällen nach Maßgabe dieser Satzung.
Das Einsammeln und Befördern von Abfällen zur Verwertung
und/oder die Behandlung bzw. Ablagerung der Abfälle und
der Transport zu Umladestationen wird von den kreisan-
gehörigen Gemeinden nach den von ihnen erlassenen
Abfallsatzungen und unter Beachtung des Abfallwirtschafts-
konzeptes des Kreises Coesfeld in seiner jeweils gültigen
Fassung wahrgenommen.

§ 3
Ausgeschlossene Abfälle

(1) Von der Entsorgung ausgeschlossen sind gemäß § 15
Abs. 3 KrW-/AbfG mit Zustimmung der zuständigen Be-
hörde:

a) alle Abfälle zur Beseitigung, die nicht in der Anlage 1
(Positivkatalog), die Bestandteil dieser Satzung ist,
aufgeführt sind; dies gilt auch dann, wenn diese Abfäl-
le mit anderen - nicht ausgeschlossenen - vermischt
sind, ungeachtet des Mischungsverhältnisses,

b) Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushalten; dies gilt nicht für
verwertbare Bio- und Grünabfälle, die dem Kompost-
werk in Coesfeld-Höven zugeführt werden sowie für
sonstige verwertbare Abfälle aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushalten, die dem gemeind-
lichen Anschluss- und Benutzungszwang unterlie-
gen,

c) Verpackungen im Sinne des § 3 der Verordnung über
die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsab-
fällen (Verpackungsverordnung - VerpackV) vom
21.08.1998 (BGBl. I 2379 ff.), zuletzt geändert durch die
Erste Änderungsverordnung vom 28. August 2000
(BGBl. I, S. 1344 ff), soweit Rücknahmeeinrichtungen
tatsächlich zur Verfügung stehen.

(2) Über Absatz 1 hinaus kann der Kreis in Einzelfällen mit
Zustimmung der oberen Abfallwirtschaftsbehörde Abfäl-
le vom Anliefern, Behandeln, Lagern und Ablagern aus-
schließen, wenn diese nach ihrer Art oder Menge nicht mit
den in Haushalten anfallenden Abfällen entsorgt werden
können. Der Kreis kann die Besitzer solcher Abfälle ver-
pflichten, sie bis zur Entscheidung der oberen Abfall-
wirtschaftsbehörde auf ihrem Grundstück so zu lagern,
dass das Wohl der Allgemeinheit (§ 10 KrW-/AbfG) nicht
beeinträchtigt wird.

(3) Soweit Abfälle von der Entsorgung durch den Kreis aus-
geschlossen sind, ist der Besitzer dieser Abfälle nach den
Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
zur Entsorgung verpflichtet.

(4) Weitere Abfälle können vom Kreis entsorgt werden, so-
weit die erforderlichen Zulassungen von den jeweils
zuständigen Behörden erteilt werden.

§ 4
Schadstoffhaltige Abfälle

(1) § 3 Abs. 1 und 2 findet keine Anwendung auf solche Abfälle
aus Haushalten, die wegen ihrer besonderen Schadstoff-
gehalts zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer
getrennten Entsorgung bedürfen. Dies gilt auch für Klein-
mengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbebetrieben,
Schulen und sonstigen Dienstleistungseinrichtungen im
Kreis Coesfeld, sofern in diesen jährlich insgesamt nicht
mehr als 500 kg der Abfallverzeichnis-Verordnung vom
10. Dezember 2001 (BGBl. 2001, S. 3379 ff.) durch ein
Sternchen (*) als besonders überwachungsbedürftig ge-
kennzeichneten Abfallarten anfallen.

(2) Die von Abs. 1 Satz 1 erfassten Abfälle aus Haushalten
sind zu den von den Städten und Gemeinden bekannt
gegebenen Terminen an den entsprechenden Sammel-
stellen dem Personal des Schadstoffmobils zu überge-
ben.
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(3) Sofern Gewerbebetriebe, Schulen und sonstige
Dienstleistungseinrichtungen die von Abs. 1 Satz 2 er-
fassten Abfälle nicht selbst oder durch von ihnen beauf-
tragte Dritte in einer dafür zugelassenen Anlage entsor-
gen lassen, sind diese über das von den
entsorgungspflichtigen Körperschaften (Kreis und Ge-
meinden) für diesen Zweck eingerichtete Gewerbe-
schadstoffmobil zu entsorgen. Die dabei entstehenden
Entsorgungskosten sind direkt zwischen dem Anlieferer
und dem Entsorgungsunternehmen abzurechnen.

§ 5
Abfallentsorgungsanlagen

(1) Der Kreis stellt folgende Abfallentsorgungs- und Verwer-
tungsanlagen zur Verfügung:

1.) Thermische Behandlungsanlage
(Betreiberin: u. a. Rethmann Entsorgungs-
wirtschaft West, Bochum)

2.) Abfallumladeanlage Coesfeld-Brink
(Betreiberin: Rethmann-Entsorgungswirtschaft
West, Bochum

3.) Abfallumladeanlage Lippewerk in Lünen
(Betreiberin: Rethmann-Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

4.) Bodendeponie des Kreises Coesfeld in
Coesfeld-Flamschen

5.) Kompostwerk in Coesfeld-Höven
(Betreiberin: Rethmann Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

6.) Wertstoffsortieranlage in Coesfeld-Höven
(Betreiberin: Rethmann Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

7.) Rückbauzentrum in Selm
(Betreiberin: Rethmann Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

8.) Holzrecyclinganlage in Lünen
(Betreiberin: Rethmann-Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

9.) Teppich-/Teppichbodenrecyclinganlage
(Betreiberin: Polyamid 2000 AG Premnitz)

10.) Entsorgungswerk Marl
(Betreiberin: Rethmann Entsorgungswirtschaft
West, Bochum)

11.) Schrott- und Metallhandel Dutz in Borken
(Betreiberin: Firma Helmut Dutz, Borken)

(2) Die Zuordnung der Gemeinden und der in § 9 Abs. 2
genannten Abfallbesitzer zu den in Abs. 1 genannten
Anlagen ergibt sich aus der als Anlage 2 dieser Satzung
beigefügten Liste. Die Liste ist Bestandteil dieser Sat-
zung.

(3) Der Kreis ist berechtigt, im Einzelfall von der Zuordnung
nach Abs. 2 abzuweichen, wenn dies aus Gründen einer
ordnungsgemäßen Beseitigung oder aus organisatori-
schen oder technischen Gründen erforderlich ist, soweit
die erforderlichen Zulassungen von den jeweils zustän-
digen Behörden erteilt werden.

§ 6
Anschluss- und Benutzungsrecht

für Besitzer von Abfällen

Der Besitzer, dessen Abfälle vom Einsammeln und Beför-
dern durch eine kreisangehörige Gemeinde ausgeschlos-
sen sind, ist berechtigt, vom Kreis das Behandeln, Lagern
und Ablagern der Abfälle zu verlangen, soweit der Kreis diese
Abfälle nicht seinerseits von der weiteren Entsorgung aus-
geschlossen hat (Anschluss- und Benutzungsrecht).

§ 7
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet des Kreises liegen-
den Grundstücks ist verpflichtet, sein Grundstück an die
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschlie-
ßen, wenn das Grundstück von privaten Haushaltungen
zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der
Eigentümer eines Grundstücks als Anschlusspflichtiger
und jeder andere Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) ist
verpflichtet, die auf seinem Grundstück oder sonst bei
ihm anfallenden Abfälle zur Verwertung aus privaten
Haushaltungen im Rahmen der §§ 2 bis 6 der kommu-
nalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen
(Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltun-
gen sind nach § 13 Abs. 1 S. 1 KrW-/AbfG i. V. m. § 2 Nr.
2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rah-
men der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere
in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder
Gebäudeteilen sowie anderen vergleichbaren Anfall-
stellen wie Wohnheimen und Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens.

(2) Eigentümer von Grundstücken oder Abfallerzeuger/Ab-
fallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken,
sondern anderweitig, z. B. gewerblich/industriell genutzt
werden, haben gleichermaßen die Verpflichtungen nach
Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Be-
seitigung im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz
KrW-/AbfG anfallen. Sie haben nach § 7 S. 4 GewAbfV
insbesondere für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sin-
ne des § 2 Nr. 1 GewAbfV, die nicht verwertet werden, eine
Pflichtrestmülltonne nach den näheren Maßgaben der
Satzungen der kreisangehörigen Städte und Gemein-
den zu nutzen. Gewerbliche Siedlungsabfälle aus ande-
ren Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen sind
Siedlungsabfälle, die in Kapitel 20 der Anlage der Verord-
nung über das Europäische Abfallverzeichnis aufgeführt
sind.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach den Abs. 1
und 2 besteht auch für Grundstücke, die gewerblich/
industriell und gleichzeitig von privaten Haushalten zu
Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte
Grundstücke).

(4) Der Besitzer, dessen Abfälle vom Einsammeln und Be-
fördern durch eine kreisangehörige Gemeinde ausge-
schlossen sind, ist verpflichtet, das Behandeln, Lagern
und Ablagern der Abfälle in den vom Kreis zur Verfügung
gestellten Abfallentsorgungsanlagen vornehmen zu las-
sen, soweit der Kreis diese Abfälle nicht seinerseits von
der weiteren Entsorgung ausgeschlossen hat und so-
weit der Abfallerzeuger und –besitzer nach § 13 Abs. 1
KrW-/AbfG zur Überlassung verpflichtet ist  (Anschluss-
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und Benutzungszwang). Dies gilt auch für den Fall des §
7 S. 4 GewAbfV, wenn eine kreisangehörige Stadt oder
Gemeinde das Einsammeln und Befördern ausgeschlos-
sen hat. Der Benutzungszwang besteht nicht,

- soweit Abfälle nach § 3 von der Abfallentsorgung
ausgeschlossen sind,

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungs-
bedürftige Abfälle sind, durch gemeinnützige Samm-
lung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-
wertung zugeführt werden,

- soweit Abfälle, die nicht besonders überwachungs-
bedürftige Abfälle sind, durch gewerbliche Samm-
lung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-
wertung zugeführt werden, wenn und

- soweit dies dem Kreis nachgewiesen wird und nicht
überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen.

§ 8
Inanspruchnahme der Abfallentsorgungsanlagen

durch die Städte und Gemeinden

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben im
Rahmen der §§ 1 - 3 die in ihrem Gebiet anfallenden Abfälle
einzusammeln und zu den vom Kreis dafür zur Verfügung
gestellten Abfallentsorgungsanlagen (§ 5) zu befördern.

§ 9
Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen

(1) Die Benutzung der vom Kreis zur Verfügung gestellten
Abfallentsorgungsanlagen richtet sich, soweit darüber in
dieser Satzung nichts enthalten ist, nach der jeweiligen
Betriebsordnung. Die Betriebsordnung wird vom Land-
rat oder bei von Dritten betriebenen Anlagen von diesen
im Einvernehmen mit dem Landrat erlassen.

(2) Abfälle, die die Gemeinden nach ihren satzungs-
rechtlichen Bestimmungen vom Einsammeln und Beför-
dern ausgeschlossen haben, sind von den Abfallbesitzern
bei der hierfür nach § 5 vorgesehenen Abfallentsorgungs-
anlage anzuliefern.

(3) Der Kreis oder der von ihm beauftragte Dritte kann Abfälle
zurückweisen, wenn die Anforderungen der Benutzungs-
ordnung nicht eingehalten werden; im Einzelfall entste-
hende Mehrkosten sind vom Abfallanlieferer über die
nach § 16 zu zahlenden Benutzungsgebühren hinaus zu
tragen.

§ 10
Verwertung von Abfällen

(1) Der Kreis stellt im Rahmen seiner Zuständigkeit die
Verwertung von

- Altpapier, Altpappe
- Altholz
- Elektronikschrott
- Kühlgeräten
- Altmetall
- Bio- und Grünabfällen
- Bekleidungsgegenstände / Textilien
- Teppiche

sicher.

(2) Besitzer, deren Abfälle vom Einsammeln und Befördern
durch kreisangehörige Städte oder Gemeinden ausge-
schlossen sind, haben verwertbare Abfallstoffe nach
Abs. 1 getrennt von anderen Abfällen einer Verwertung
zuzuführen.

(3) Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben
durch geeignete Sammelsysteme (Hol- und Bring-
systeme) eine ordnungsgemäße Verwertung von Abfäl-
len sicherzustellen.

(4) Von den abfallwirtschaftlichen Festlegungen kann der
Kreis im Einzelfall auf begründeten Antrag hin widerruf-
lich Ausnahmen zulassen. Die Ausnahmen können be-
fristet und mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 11
Getrennthaltung von Abfällen

(1) Vorbehaltlich anderer bundes- oder landesrechtlicher
Regelungen haben nicht an die öffentliche Abfall-
entsorgung angeschlossene Personen, Betriebe und
Einrichtungen einschließlich der Beförderer Abfälle ge-
trennt zu halten und den für den jeweiligen Abfallstoff
eingerichteten örtlichen Sammelsystemen (öffentlich
aufgestellten Sammelbehältern, Einzelwertstoffbehältern
im Holsystem oder Straßensammlungen) bzw.
Verwertungsanlagen zuzuführen, wenn dadurch be-
stimmte Abfallarten verwertet oder für sie vorgesehene
Entsorgungswege genutzt werden können. Von dieser
Verpflichtung kann der Kreis durch Ausnahme-
genehmigung im Einzelfall oder durch Allgemein-
verfügung entbinden.

§ 12
Anmeldepflichten

(1) Die kreisangehörigen Gemeinden haben dem Kreis
jede wesentliche Veränderung für die anfallenden Abfäl-
le nach Zusammensetzung und Menge unverzüglich zu
melden.

(2) Das Gleiche gilt für den Besitzer von Abfällen, sofern
dieser nach § 7 seine Abfälle unmittelbar dem Kreise zu
überlassen hat, und zwar auch für den erstmaligen Anfall
von Abfällen. Wechselt der Inhaber eines Betriebes, aus
dem bisher regelmäßig Abfälle zu einer der in § 5 Abs. 1
aufgeführten Abfallentsorgungsanlagen unmittelbar
befördert worden sind, so hat der neue Inhaber dies dem
Kreis Coesfeld unverzüglich mitzuteilen.

§ 13
Auskunftspflicht, Betretungsrecht

(1) Der Anschlussberechtigte ist verpflichtet, über § 12 hin-
aus alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünf-
te zu erteilen.

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf
denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, sind ver-
pflichtet, das Betreten der Grundstücke zum Zwecke der
Überwachung der Getrennthaltung und Verwertung von
Abfällen zu dulden (§ 14 KrW-/AbfG).
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(3) Dem Beauftragten des Kreises ist zur Prüfung, ob die
Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, ungehinder-
ter Zutritt zu Grundstücken und insbesondere zu solchen
Betrieben zu gewähren, bei denen Abfälle anfallen; auf
den Grundstücken vorhandene Sammelstellen für Abfäl-
le müssen zu diesem Zweck jederzeit zugänglich sein.

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.
Wird einer Anordnung nicht innerhalb einer angemesse-
nen Frist entsprochen, ist der Kreis berechtigt, die not-
wendigen Zwangsmittel nach §§ 55 ff. des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. Mai 1980 (GV. NW 510) - in der jeweils geltenden
Fassung - anzuwenden, insbesondere die erforderli-
chen Maßnahmen auf Kosten des Anschlussberechtigten
durchzuführen oder von anderen durchführen zu lassen.

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen vom Kreis
ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

§ 14
Unterbrechung der Abfallentsorgung

(1) Unterbleibt die dem Kreis obliegende Abfallentsorgung
bei vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechun-
gen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen,
Streiks, betriebsnotwendigen Arbeiten oder behördli-
chen Verfügungen, werden die erforderlichen Maßnah-
men sobald wie möglich nachgeholt.

(2) Im Fall des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Er-
mäßigung der Gebühren oder auf Schadensersatz.

§ 15
Anfall der Abfälle

(1) Als angefallen zum Behandeln, Lagern und Ablagern in
den vom Kreis zur Verfügung gestellten Entsorgungsan-
lagen gelten dem Kreis nach § 13 Abs. 1 KrW-/AbfG zu
überlassende Abfälle, sobald die Voraussetzungen des
Abfallbegriffs des § 3 Abs. 1 KrW-/AbfG erstmals erfüllt
sind.

(2) Die Abfälle gehen in das Eigentum des Kreises über,
sobald sie bei der Abfallentsorgungsanlage angenom-
men sind.

(3) Der Kreis ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen
Gegenständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefunde-
ne Wertgegenstände werden als Fundsachen behan-
delt.

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene Abfälle zur
durchsuchen oder wegzunehmen.

§ 16
Gebühren

Für die Inanspruchnahme der in § 5 Abs. 1 aufgeführten
Abfallentsorgungsanlagen werden Benutzungsgebühren
nach der „Satzung des Kreises Coesfeld über die Erhebung
von Gebühren für die Benutzung von Abfallentsorgungsan-
lagen“ in der jeweils gültigen Fassung erhoben.

§ 17
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getrof-
fenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, in-
dem er

1. Abfälle unter Verstoß gegen § 3 und § 5 an den
Abfallentsorgungsanlagen anliefert,

2. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 2 Abfälle anliefert,
3. vom Einsammeln und Befördern durch kreisan-

gehörige Gemeinden ausgeschlossene Abfälle nicht
bestimmungsgemäß zu einer vom Kreis zur Verfü-
gung gestellten Abfallentsorgungsanlage befördert
(§ 7 und § 9 Abs. 2),

4. entgegen § 9 Abs. 1 gegen Betriebsordnungen für
Abfallentsorgungsanlagen verstößt,

5. den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche
Veränderungen des Abfalls nicht unverzüglich an-
meldet (§ 12),

6. entgegen § 13 Abs. 1 erforderliche Auskünfte nicht,
nicht richtig, unvoll-ständig oder nicht fristgerecht
abgibt oder Anordnungen nach § 13 Abs. 3 Satz 1 nicht
befolgt,

7. entgegen § 15 Abs. 4 unbefugt Abfälle bei den
Entsorgungsanlagen durchsucht oder wegnimmt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
60.000,— € geahndet werden, soweit nicht andere ge-
setzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße
vorsehen.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft. Gleichzeitig treten
die Satzung über die Abfallentsorgung durch den Kreis
Coesfeld vom 01.09.1999 sowie die Erste Satzung zur Ände-
rung der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Coesfeld
vom 12.12.2001 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002
gez. Pixa
Landrat
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Zuordnung der Gemeinden und der in § 9 Abs. 2 genannten Abfallbesitzer zu den unter § 5 Abs. 1
genannten Abfallentsorgungsanlagen

Entsorgungsanlagen Herkunftsbereich

Thermische Behandlungsanlage Abfälle zur Beseitigung entsprechend der Anlage 1 aus allen
privaten Haushalten sowie aus anderen Herkunftsbereichen
im Kreis Coesfeld. Die Abfälle sind im Wege des Um
schlags der Behandlungsanlage zuzuführen

Abfallumladeanlage in Coesfeld-Brink Umladung von Abfällen zur Beseitigung entsprechend der
Anlage 1 aus allen privaten Haushalten sowie aus anderen
Herkunftsbereichen im Kreis Coesfeld zum Zwecke des
Transports zur thermischen Behandlungsanlage

Abfallumladeanlage im Lippewerk Lünen Umladung von Abfällen zur Beseitigung entsprechend der
Anlage 1 aus allen privaten Haushalten sowie aus anderen
Herkunftsbereichen im Kreis Coesfeld zum Zwecke des
Transports zur thermischen Behandlungsanlage

Bodendeponie des Kreises Coesfeld Zur Beseitigung anfallender Bodenaushub aus allen
in Coesfeld-Flamschen Herkunftsbereichen

Kompostwerk in Coesfeld-Brink Zur Verwertung anfallende Bio- und Grünabfälle aus allen
privaten Haushalten und allen anderen Herkunftsbereichen

Wertstoffsortieranlage in Coesfeld-Brink Altpapier und Altpappe aus privaten Haushalten im Kreis
Coesfeld

Rückbauzentrum in Selm Elektronikschrott und Kühlgeräte (ausgenommen Elektro
großgeräte), die im Rahmen des gemeindlichen Anschluss-
und Benutzungszwanges erfasst werden

Holzrecyclinganlage in Lünen Altholz aus privaten Haushalten im Kreis Coesfeld

Polyamid 2000 AG in Premnitz Stoffliche Verwertung von Teppichen / Teppichböden aus
privaten Haushalten im Kreis Coesfeld

Entsorgungswerk Marl Schadstoffe aus privaten Haushalten und vergleichbare
Abfälle aus dem Gewerbe- und Dienstleistungsbereich im
Kreis Coesfeld

Schrott- und Metallhandel Dutz in Borken Altmetall incl. Elektrogroßgeräte (ausgenommen Kühl
geräte) aus privaten Haushalten im Kreis Coesfeld

71/02 – Kreis Coesfeld

Satzung des Kreises Coesfeld über die Erhebung von
Gebühren für die Benutzung von Abfallentsorgungsan-
lagen vom 18.12.2002

Aufgrund der §§ 5 und 26 Abs. 1 Buchst. f der Kreisordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 646/
SGV.NRW 2021), der §§ 1 bis 6 und 20 Abs. 2 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712/SGV.NRW
610), des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG) vom 21.06.1988 (GV.NRW S. 250/
SGV.NRW 74) sowie des § 16 der Satzung über die Abfall-
entsorgung durch den Kreis Coesfeld vom18.12.2002  - in
den jeweils geltenden Fassungen - hat der Kreistag des
Kreises Coesfeld in seiner Sitzung am 18.12.002 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1
Benutzungsgebühren

Der Kreis erhebt zur Deckung der ihm durch die Abfall-
entsorgung entstehenden Kosten
Benutzungsgebühren aufgrund des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV.NW 1969 S. 712) – KAG – in
der jeweils geltenden
Fassung.

§ 2
Gebührenpflichtige

Gebührenpflichtig sind:
1. Für die Grundgebühren nach § 4 Abs. 2 und 5 Abs. 2 die

kreisangehörigen Städte und Gemeinden.
2. Für die Anlieferung der Abfälle zu den Entsorgungsan-

lagen des Kreises bzw. vom Kreis beauftragter Dritter
a) die kreisangehörigen Städte und Gemeinden für Ab-

fallanlieferungen, die sie durch eigene Fahrzeuge
bzw. durch beauftragte Dritte vornehmen und
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b) die Anlieferer für alle übrigen Abfallanlieferungen.

§ 3
Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht für die von den kreisangehörigen
Städten und Gemeinden nach § 4 Abs. 2 zu entrichtende
Grundgebühr zu Beginn eines jeden Jahres, ansonsten mit
der Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen.

§ 4
Bemessungsgrundlage

(1) Für die vom Kreis zu beseitigenden und zu verwertenden
Abfälle werden die Benutzungsgebühren grundsätzlich
nach dem Gewicht der Abfälle berechnet; dies gilt sowohl
für Abfälle, die einer Anlage des Kreises als auch für
Abfälle, die in Anlagen eines vom Kreis beauftragten
Dritten beseitigt bzw. verwertet werden.
Sofern keine Fahrzeugwaage zur Verfügung steht, erfolgt
abweichend von Satz 1 die Berechnung der Benutzungs-
gebühren wie folgt:

a) Bei der Anlieferung von Boden zu einer Deponie des
Kreises wird bei Nichtverfügbarkeit einer Fahrzeug-
waage bei Fahrzeugen mit einer im Fahrzeugschein
eingetragenen Nutzlast die Benutzungsgebühr unter
Berücksichtigung dieser Nutzlast berechnet.

b) Bei Bodenmengen, die mit Mulden und Containern
angeliefert werden, wird das Gewicht der angeliefer-
ten Mengen unter Berücksichtigung von Anliefer-
menge und spezifischem Gewicht des Bodens be-
rechnet.

(2) Neben dem gewichtsbezogenen Gebührenanteil für die
Entsorgung von Restabfällen im Rahmen des gemeind-
lichen Anschluss- und Benutzungszwanges zu einer
Anlage eines vom Kreis beauftragten Dritten wird den
kreisangehörigen Gemeinden eine auf das Haushalts-
jahr bezogene Grundgebühr entsprechend § 6 Abs. 3
Satz 3 KAG berechnet; die Grundgebühr soll einen Teil
der Kosten für das Vorhalten der Entsorgungsanlagen
abdecken. Die Grundgebühr wird auf der Grundlage der
zum 01.07. des der Festsetzung vorangehenden Jahres
im Stadt-/Gemeindegebiet aufgestellten Restmüllgefäße
festgesetzt; dabei wird die unterschiedliche Gewichtung
der verschiedenen Gefäßgrößen unter Berücksichtigung
der unterschiedlichen Abfuhrintervalle bei der Festset-
zung zugrunde gelegt.

(3) Für die Anlieferung von Kühlgeräten aus privaten Haus-
halten zu der vom Kreis benannten Aufbereitungs-/
Verwertungsanlage wird eine auf die Stückzahl bemes-
sene Benutzungsgebühr berechnet.

(4) Anlieferern, die sich einer Ermittlung des Abfallgewichtes
durch die Nichtvornahme der notwendigen Rückwägung
des Anlieferfahrzeuges entziehen, werden Benutzungs-
gebühren im Umfang des bei der Erstwägung ermittelten
Bruttogewichtes (Fahrzeug zuzüglich Ladung) in Rech-
nung gestellt. Dieses gilt nicht, wenn der Anlieferer einer
Aufforderung zur Nachholung der Rückwägung (Ermitt-
lung des Fahrzeugleergewichtes) nachkommt. Bei ei-
nem Ausfall der Fahrzeugwaage, der eine Ermittlung des
tatsächlichen Abfallgewichtes unmöglich macht, wird
das Abfallgewicht geschätzt; die Schätzung des Abfall-

gewichtes erfolgt unter Berücksichtigung der jeweils
angelieferten Abfallart und Abfallmenge.

§ 5
Gebühren

(1) Für die nach Gewicht, Nutzlast und Stückzahl abzurech-
nenden Abfallanlieferungen zu den Entsorgungsanlagen
des Kreises Coesfeld bzw. zu den Entsorgungsanlagen
vom Kreis beauftragter Dritter sind nachstehende
Benutzungsgebühren zu entrichten:

1. Restabfälle aus gemeindlichen Sammlungen (Inhalt
aus 60/90/120/240 l Gefäßen und 1.100 - 5.000 l
Containern sowie Restabfälle aus
Spermüllsammlungen)
je Gewichtstonne: 143,00 €

2. Schadstoffbelastetes, nicht verwertbares Altholz, das
einer gesonderten Entsorgung zugeführt werden
muss
je Gewichtstonne:  222,00 €

3. Restabfälle, die nicht von den Ziffern 1, 2 und 9 erfasst
werden
je Gewichtstonne: 143,00 €

4. Umschlag von Restabfällen in Coesfeld-Brink und
Transport zur Entsorgungsanlage
je Gewichtstonne: 16,25 €

5. Stofflich/thermisch verwertbare Abfälle aus gemeind-
lichen Sperrmüllsammlungen und aus Sammlun-
gen durch Recyclinghöfe/Wertstoffhöfe
a) Altholz

je Gewichtstonne: 34,20 €
b) Elektronikschrott

je Gewichtstonne:  99,15 €
c) Kühlgeräte

je Gerät: 8,20 €
d) Teppiche

je Gewichtstonne: 87,90 €

6. Altpapier/Pappe aus gemeindlichen und caritativen
Sammlungen
je Gewichtstonne: 46,40 €
zuzüglich oder abzüglich der zu leistenden Zuzahlun-
gen oder zu erzielenden Erlöse im Rahmen der
Verwertung durch die Papierindustrie

7. Verwertbare Grün- und Bioabfälle
je Gewichtstonne: 94,60 €

8. Abfälle aus Nachtspeicheröfen, die einer Aufberei-
tung/Verwertung zugeführt werden
je Gewichtstonne: 339,50 €

9. Bodenaushub (schadstofffrei), der einer Deponie
zugeführt wird
a) bei nicht vorhandener Fahrzeugwaage

aa)bei Containern, Mulden
je Gewichtstonne 2,80 €
(das Gewicht wird unter Berücksichtigung von
Menge und spezifischem Gewicht ermittelt)

ab)für alle übrigen Fahrzeuge
je angefangene Gewichtstonne Nutzlast
lt.. Fahrzeugschein: 2,80 €

b) bei vorhandener Fahrzeugwaage
je Gewichtstonne:  2,80 €

(2) Grundlage für die Festsetzung der Grundgebühr nach §
4 Abs. 2 ist ein Kostenanteil der im Kalkulationszeitraum
angesetzten Vorhaltekosten für die zur Verfügung ge-
stellten Entsorgungsanlagen zur Beseitigung des Rest-
mülls. Die Grundgebühr beträgt 18,40 €/Einheit/Jahr bei
Umlage der vorgenannten Kostenanteile auf die Ge-
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samtsumme aller Einheiten, die sich aus der Gesamt-
zahl und der Größe aller im Rahmen des gemeindlichen
Anschluss- und Benutzungszwanges angeschlossenen
Restmüllgefäße unter Berücksichtigung der unterschied-
lichen Abfuhrintervalle ergibt. Stichtag für die Ermittlung
der Gefäßzahlen ist der in § 4 Abs. 2 genannte Zeitpunkt.
Unter Berücksichtigung der bei den unterschiedlichen
Gefäßgrößen und bei den unterschiedlichen Abfuhr-
intervallen vorgenommenen unterschiedlichen Gewich-
tung hinsichtlich der Zuordnung der Einheiten wird die
Grundgebühr für jedes im gemeindlichen Anschluss-
und Benutzungszwang aufgestellte Restmüllgefäß wie
folgt festgesetzt:

a) 60/90/120-l-Restmüllgefäß bei vierwöchentlichem
Abfuhrintervall (1 Einheit):

18,40 €/Jahr
b) 60/90/120-l-Restmüllgefäß bei teilweise

vierzehntägigem und teilweise vierwöchentlichem
Abfuhrintervall (1,06 Einheit):

19,50 €/Jahr
c) 60/90/120-l-Restmüllgefäß bei vierzehntägigem Ab-

fuhrintervall (1,10 Einheit):
20,25 €/Jahr

d) 240-l-Restmüllgefäß (2 Einheiten):
36,80 €/Jahr

e) 1.100-l-Restmüllcontainer (10 Einheiten):
184,00 €/Jahr

f) 2.500-l-Restmüllcontainer (21 Einheiten):
386,40 €/Jahr

g) 5.000-l-Restmüllcontainer (42 Einheiten):
772,80 €/Jahr

(3) Eine gesonderte Gebühr wird für die Entsorgung nach-
stehender Abfälle nicht erhoben:
1. Abfälle, die die Gemeinden im Rahmen des § 5 Abs.

6 des Landesabfallgesetzes in Wald und Flur einge-
sammelt haben (verbotswidrig abgelagerte Abfälle).

2. Abfälle, die durch Vereine, Verbände etc. im Rahmen
von Umweltschutzaktionen in Wald und Flur einge-
sammelt wurden; eine entsprechende Bescheini-
gung der jeweiligen Stadt-/Gemeindeverwaltung ist
bei der Abfallanlieferung vorzulegen.

3. Problemabfälle des Haushalts, die im Rahmen des
gemeindlichen Anschluss- und Benutzungszwanges
von den Gemeinden bzw. durch von diesen beauf-
tragten Dritten getrennt eingesammelt und anschlie-
ßend entsorgt werden. Die Kosten der Problemab-
fallentsorgung sind in den Kosten der Restmüll-
entsorgung enthalten.

§ 6
Fälligkeit

(1) Für die Inanspruchnahme der vom Kreis bereitgestellten
Abfallentsorgungsanlagen durch die Gemeinden bzw.
im Auftrag der Gemeinden im Rahmen des gemeindli-
chen Anschluss- und Benutzungszwanges sind gegen-
über dem Kreis jeweils gesondert für die 1. und 2. Hälfte
jeden Monats Benutzungsgebühren nach Maßgabe des
jeweiligen Gebührenbescheides fällig; diese werden
rückwirkend für den jeweiligen Zeitraum festgesetzt. Für
den Monat Dezember jeden Jahres erfolgt die Gebühren-
erhebung nach Satz 1 als Abschlagszahlung zum 15. des
Monats auf der Grundlage der Abfallmenge des Vor-
monats; Mehr- bzw. Mindermengen werden im Folge-
monat verrechnet.

(2) Bei den übrigen Benutzungen werden die Benutzungs-
gebühren jeweils gesondert für die 1. und 2. Hälfte eines
jeden Monats nach Maßgabe des jeweiligen Gebühren-
bescheides rückwirkend für den jeweiligen Zeitraum
festgesetzt.

(3) Die Grundgebühren nach § 5 Abs. 2 werden in vierteljähr-
liche Raten jeweils zu Beginn des Quartals erhoben.

§ 7
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung
von Abfallentsorgungsanlagen vom 12.12.2001 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (KrO NW) gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2002

gez. Pixa
Landrat

72/02 – Kreis Coesfeld

Auslegung des Entwurfes der Haushaltssatzung des Krei-
ses Coesfeld für das Haushaltsjahr 2003

Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der
Haushaltssatzung des Kreises Coesfeld für das Haushalts-
jahr 2003 mit Anlagen gem. ?§ 54 der Kreisordnung NW (KrO
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom
30.04.2002 (GV. NRW. S. 160),

a) Freitag, 27.12.2002,
b) Montag, 30.12.2002,
c) Donnerstag, 02.01.2003, und Freitag, 03.01.2003,
d) Montag, 06.01.2003, bis Mittwoch, 08.01.2003
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im Gebäude I der Kreisverwaltung Coesfeld, Abteilung 420
- Finanzen, FriedrichEbertStr. 7, 48653 Coesfeld, Zimmer 42
(Erdgeschoss), während der üblichen Dienststunden öf-
fentlich ausliegt.

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung können Einwoh-
ner oder Abgabepflichtige der kreisangehörigen Gemein-
den innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der
Auslegung Einwendungen erheben. Die Frist endet mit
Ablauf des 10.01.2003.

Die Einwendungen sind an den Landrat des Kreises
Coesfeld, Abteilung 420  Finanzen, Adresse wie oben ange-
geben, zu richten.

Über etwaige Einwendungen gegen den Entwurf der
Haushaltssatzung beschließt der Kreistag des Kreises
Coesfeld in öffentlicher Sitzung (§ 54 KrO NW).

Coesfeld, 20. Dezember 2002

Kreis Coesfeld
Der Landrat

In Vertretung
gez. Gilbeau

73/02 – Sparkasse Coesfeld

Aufgebot eines Sparkassenbuches der Sparkasse
Coesfeld

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Coesfeld mit der Nr.
300054913 Spareinlage beantragt das Aufgebot des hierüber
ausgestellten Sparkassenbuches.

Wir, die
SPARKASSE COESFELD
- Zweckverbandssparkasse des Kreises Coesfeld und der
Städte Coesfeld, Dülmen und Billerbeck -
in Dülmen
fordern den Inhaber der Urkunde auf, spätestens bis zum
18.03.2003 seine Rechte unter Vorlage des obigen Spar-
kassenbuches anzumelden. Sollten bis zu diesem Termin
keine Ansprüche geltend gemacht werden, wird die Urkunde
für kraftlos erklärt.

48249 Dülmen, den 18.12.2002

SPARKASSE COESFELD
- Zweckverbandssparkasse des Kreises Coesfeld und der
Städte Coesfeld, Dülmen und Billerbeck -
Der Vorstand

gez. Krumme
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